um die Löſung eines ſolchen Konfliktes. 
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Expebitien: Herrenſtraße M 20. 
außerdem übernehmen alle Poſt⸗ Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche in fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


Vreslauer 


Biertöljähriger Abonnementspr⸗is 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb incl. Porto 
2 Thlr. 11% Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchri't 
1½ Sgr. 


ittagblatt 
Mittagblatt. 
Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 

Wien, 12. Februar, Mittags. Nach einer hier einge⸗ 
troffenen telegraphiſchen Depeſche aus Belgrad vom heutigen 
Tage, iſt der Senat reconſtituirt worden. Elf Mitglieder 
deſſelben ſind bereits deſignirt, darunter vier frühere und 
ſieben neue. Stevſcha iſt zum Präſidenten des Senats er⸗ 
nannt, der ehemalige Vicepräſident des Senats, Jankovich, 
gefänglich eingezogen, und der ehemalige Miniſterpräſident 
Markovich exilirt worden. 

Paris, 17. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Die Spekulanten waren noch 
unentſchloſſen, die Haltung im Allgemeinen jedoch eine beſſere. Die Sproj. er⸗ 
öffnete zu 68, 10, ſtieg auf 68, 20 und ſchloß in matter Stimmung zur Notiz. 

Schluß⸗Courſe: 3pCt. Rente 67, 90. 4 pt. Rente 97, 20. ZpCt. 
Spanier 40. lpCt. Spanier 29%. Silber⸗Anleihe 84%. Oeſterreich. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Attien 546. Kredit⸗mobilier⸗Attien 775. Lombardiſche Eiſenbahn⸗ 
Aktien 515. Franz⸗Joſeph 503. Ser 

London, 17. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Silber 61%. Neue öſterrei⸗ 
chiſche Anleihe 4 % Diskonto. 5 
Conſols 95%. [proz. Spanier 30%. Mexikaner 20. Sardinier 80. 


proz. Ruſſen 113. 4 proz. Ruſſen 99%. N 
Wien, 17. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Min. Börſe ftill. j 
Sproz. Metalliques 77, 50. 444proz. Metalliques 68, 50. Bank⸗Aktien 


930, —. Nordbahn 172,60. 1854er Looſe 108, —. National⸗Anlehen 79, 50. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 229, —. Kredit⸗Aktien 205, 60, London 
105, 20. Hamburg 79, 30. Paris 41, 80. Gold 104, —. Silber —, —. 
Glifabetbahn 120, —. Lombardiſche Eiſenbahn 91, —. Neue Lomb. Eiſen⸗ 


bahn 101, —. 

Frankfurt a. M., 17. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Feſtere 
Haltung und günſtige Stimmung bei etwas höheren Courſen. 

Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbacher 143%. Wiener Wechſel 111. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 217. Darmſtädter Zettelbank 225. Sproz. Metalliques 
71%. 4 K proz. Metalliques 63%. 1854er Looſe 101, Oeſterreichiſches Na⸗ 
tional⸗Anlehen 73%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 255%, Oeſterreich. 
Bank⸗Antheile 1037. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 230. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 
169%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 557. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. —. Mainz⸗ 
Ludwigshafen Litt. O. — 


amburg, 17. Februar, Nachmittags 24 Uhr. Börſe ſtill und ohne 
Begehr. ö 
Schluß ⸗Courſe: Oeſterreich.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. 


National⸗Anleihe 74%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 96%. Vereins⸗Bank 98%. 

Norddeutſche Bank 84%. Wien —, —. 2 l 
Hamburg, 17. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtille, ab 

auswärts unverändert. Roggen loco ſtille, ab auswärts unbeachtet. Oel pro 


Mai 27%, pro Oktober 26%. Kaffee unverändert. Zink 2000 Ctr. pr. Früh⸗ 
jahr 14%, 500 Ctr. loco und Termin 14 /, 500 Ctr. beſondere Marke 
7, 


14758. 

Liverpool, 17. Februar. [Baumwolle.] 12,000 Ballen Umſatz. — 
Markt feſt. 
— —.. — ——— Fe 


Preußen. 


Landtags: Verhandlungen. 
L. C. C. Vierzehnte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung der Sitzung um 11% Uhr. Am Miniſtertiſche: Simons, v. Beth⸗ 
mann⸗Hollweg, v. Patow. ; an) 

Der Präſident theilt die Namen der 14 Mitglieder der Kommiſſion mit, die 
den Antrag des Abg. v. Bentkowski vorzuberathen hat. Es ſind dies die Abg. 
Potworowski, v. Arnim (Berlin), Dr. Simſon, Naumann (Poſen), v. Barde⸗ 
leben, Rohden, Harkort, Riedel, Dr. Liebelt, v. Arnim (Heinrichsdorf), Dr. Falk, 
v. Lyskowski, v. Sänger, Graf Cieszkowski. Vorſitzender dieſer Kommiſſion iſt: 
v. Arnim (Berlin), Stellvertreter: v. Bardeleben, Schriftführer: Dr. Falk, Stell⸗ 
vertreter: v. Sänger. 


Juſtiz⸗Miniſter Simons: In Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter der 


geiſtlichen Angelegenheiten bin ich beauftragt, dem hohen Hauſe den Entwurf 
eines Geſetzes, das Eherecht betreffend, zu überreichen. Der Geſetz⸗Entwurf ee 
fällt in zwei Titel, deren einer von der Eheſchließung, der andere von der Ehe 
ſcheidung handelt. In dem erſten iſt verſucht worden, die Schwierigkeiten zu 
beſeitigen, die ſich durch die Trauungsweigerungen geſchiedenen Perſonen gegen⸗ 
über herausgeſtellt haben, fo wie diejenigen Schwierigkeiten, welche ſich ſonſt 
in dieſer Beziehung herausgeſtellt haben. Die Hilfe ſoll gewährt werden durch 
Ausdehnung der bürgerlichen Eheſchließung, und enthalte ich mich in dieſer Ber 
ziehung eines weiteren Eingehens, weil der Hr. Kultus⸗Miniſter ſich vorbehal⸗ 
ten hat, auf dieſen Punkt zurückzukommen. Sodann wendet ſich der erſte Titel 
ur Beſeitigung des Chehinderniſſes, welches bisher die Ungleichheit des Standes 
vorgerufen hat. 
Nach den Beſtimmungen des A. L.⸗R. iſt eine zwiſchen einer Mannsperſon 
vom Adel und einer dem niederen Bürger⸗ oder Bauernſtande angehörige 
rauensperſon geſchloſſene Ehe ungiltig. Die Aufhebung dieſer Beſtimmung 
at ſich ſeit langen Zeiten als ein Bedürfniß herausgeſtellt. Die Angelegen⸗ 
eit it dadurch in eine beſondere Lage getreten, als die Frage aufgeworfen wurde, 
ob dieſes Ebehinderniß nicht ſchon durch die Beſtimmungen der Verf ⸗Urk als 
beſeitigt angeſehen werden könne. In dieſer Beziehung ſind verſchiedene Stim⸗ 
men laut geworben; doch hat der oberſte Gerichtshof angenommen, daß es nicht 
der 25 fei, und es find in dem Falle, wo die Che bereits durch den Tod 
gelöst war, den hinterbliebenen Kindern die Rechte der ehel. Geburt abgeſprochen 
worden. Es kommt noch binzu, daß die Grenzen, auf denen dies Hinderniß be⸗ 
ruht, ungemein ſchwankende find, und es ſtellt ſich das Bedürfniß der Ab⸗ 
hilfe um jo dringender heraus, Der zweite Titel nimmt ſodann die ſchon früher 
verſuchte Ordnung des Cheſcheidungsrechts wieder auf; die Regierung iſt davon 
ausgegangen, alle Punkte aus dem Entwurf zu entfernen, bei welchen nach den 
üheren Verhandlungen auf ein Einverſtändniß des Landtags nicht zu rechnen 
ift. Es iſt daher im Weſentlichen nur der Theil aufrecht erhalten worden, der 
die Reduction der Cheſcheidungsgründe ausſpricht, und weggelaſſen ſind & B. 
die früher projektirten Beſtimmungen über die Einführung einer zeitigen Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bett u. dgl. m. Das Geſetz iſt auf das Gebiet des Be⸗ 
dürfniſſes und der Angemeſſenheit zurückgeführt, und die Regierung hofft, die 
Angelegenheit mit Zuſtimmung des Landtages zu einem gedeihlichen Abſchluſſe 
u bringen. (Der Miniſter beantragt die Ueberweiſung der Vorlage an eine 
besondere Commiſſion.) 5 . ; 
Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Ich ade das Wort, weil es 
ſich hier um ein Verhältniß handelt, wo, Staat und Kirche ſich berühren. Es 
gebört zur Aufgabe des mir durch allerhöchſtes Vertrauen übertragenen Amtes, 
die Rechte und Intereſſen des Staates den verſchiedenen Religionsgeſellſchaften 
egenüber wahrzunehmen, doch ohne dieſen Geſellſcha 
Bravo! rechts.) Wenn ich Ihre Aufmerkſamkeit länger in Anſpruch nehme, ſo 
möge die Wichtigkeit der Sache mich rechtfertigen. 
Befriedigung eines tiefgefühlten Bedürfniſſes der Zeit, 
eines wichtigen Artikels unſeres Staatsgrundgeſetzes. chts.) 
Reform des bürgerlichen Scheidungsrechts wurde bisher verfehlt, weil in dieſem 
5 Staat und Bu 3 5 5 — e lagen, und die 
es Lebensgeſetzes des einen für das andere ts an 
it und Kampf hervorrufen. Es handelt ſich in dieſem Falle 
Die eine der beiden großen Religions⸗ 


Geſellſchaften, in denen das Leben der Nation ſich bewegt, die katholiſche Kirche, 
getragen durch eine mehr als tauſendjährige rechtliche Organiſation, verfolgte 
ihren Weg, und der Staat verfolgte ebenſo den ſeinigen nach dem Geſetz, ſo 
daß in Beziehung auf das hier in Frage kommende Verhältniß der Widerſpruch 
kaum gefühlt worden iſt. Dennoch, ſcheint mir, hat auch die katholiſche Kirche 
bei der vollen Freiheit, die fie genießt, ein weſentliches Intereſſe, durch das 
Eingehen auf dieſen Vorſchlag fi vor möglichen Eingriffen zu ſchüzen. Nim⸗ 
mermehr würde das Recht, was fie in Bezug auf die gemiſchte Che in An⸗ 
ſpruch nimmt, angezweifelt werden, hätte die bürgerliche Geſetzgebung bereits 
einen Weg eingeſchlagen, den die am Rhein geltende längſt betreten hat, Die 
evangeliſche Kirche lebt ſeit faſt 300 Jahren in Einheit mit dem preußischen Staate 
in Bezug auf Ehe und Scheidungsrecht; es gab nur ein Che⸗ und Scheidungs⸗ 
recht, und dies war ſtaatlich und lirchlich zugleich. Die Gerichte waren gemischt, 
und die Praxis hat ſich in ihnen gebildet. Schließlich iſt dieſe Gemeinſchaft in 
eine faſt völlige Unterdrückung der Kirche ausgeartet. Schon 1748 wurde die 
Kirche des Eheſcheidungsrechts beraubt, und dies auf die bürgerl. Gerichte übertragen, 
was der große König ſelbſt 1782 155 zu bereuen volle Urſache hatte. Bei der neuen 
Beraltingäorganiakion des J. 1808 wurde die letzte Inſtitution höherer Kirchenver⸗ 
waltung aufgehoben, und die Kirche wurde ein Zweig der Staatsverwaltung. 
Seit dem Jahre der Drangſale und der Befreiung iſt in unſerem ganzen Va⸗ 
terlande eine neue Belebung der Religion zu bemerken; im Jahre 1817 wurde 
der erſte Verſuch gemacht, die evangeliſche Kirche wieder neu zu organiſiren. 
Stockungen in der Entwickelung in beiden Gebieten traten bald hervor; die Re⸗ 
form des Scheidungsrechts blieb liegen. Was Wunder, daß in dieſem Zustande 
Emancipationsverſuche Einzelner ſich zeigten. Der hochſelige König Friedrich 
Wilhelm III. übte bereits Nachſicht gegen das Gewiſſen einzelner Geiftlicer; 
aber dabei blieb es nicht, weil man ſich in dem Fortschritt befand und in die⸗ 
ſem ſich der Widerſtand gegen die Staatsgeſetzgebung organiſirte. Dadurch 
wurde die bisher geduldete Anarchie zu einem offenen Konflikt beider Gemein⸗ 
ſchaften umgeſtaltet. Dieſem unglücklichen Zuſtande muß abgeholfen werden. 
Es fragt ſich nur, auf welchem Wege. Die einen ſchlugen vor, wieder zurück⸗ 
zukehren zu dem frühern Zustande der Unfreiheit, und zwar den Geiſtlichen zu 
befehlen, ſich den Staatsgeſetzen zu beugen. Dieſen Weg zu befolgen kann die 
Staatsregierung ſich nicht entſchließen; ſie würde dadurch dem Art. 15 unſerer 
Verfaſſungsurkunde entgegentreten. Als zweiter Weg wurde vorgeſchlagen, den 
Juſtand fortdauern zu laſſen, es dem Belieben der Geiſtlichen anheim zu geben, 
ſich mit ihrem Gewiſſen abzufinden. Allein auch dieſer Weg empfiehlt ſich 
nicht; es iſt dies ein Zuſtand der Anarchie. Der dritte Weg, der empfohlen 
worden iſt, war der: abzuwarten, bis es gelungenſein würde, durch gegenſeitige 
Annäherung des Staats und der Kirche die Einigung wieder herbeizuführen, 
ein Weg, der von der Kirche bereits eingeſchlagen iſt. Nach den Anſichten des 
Oberkirchenraths, der die Eheſcheidung nicht auf die zwei ſogenannten ſchrift⸗ 
mäßigen Gründe zurüdführen will, würde ein Zuſammentreffen des Staats und 
der Kirche ein rein zufälliges ſein. Es bleibt alſo kein anderer Ausweg, wenn 
beide Gebiete gedeihen ſollen, als eine Unterſcheidung — eine Trennung möchte 
ich es nicht nennen, denn dieſe iſt unmöglich — von Staat und Kirche als den 
Abſchluß der Ebegeſetzgebung, namentlich der Einführung der bürgerlichen Ehe. 
Dieſelbe iſt in dem vorliegenden Geſetzentwurf, freilich in Verbindung mit 
der Reform des Scheidungsrechts, empfohlen, und darauf legt die Regie⸗ 
rung großes Gewicht. ie Staats ⸗ Regierung ſchlägt vor, das In⸗ 
tereſſe an der glücklichen Entwickelung der evangel. Kirche, namentlich durch 
Ausführung des Art. 15 der Verfaſſungsurkunde, durch Schaffung der Organe, 
welche die Kirche bisher entbehrt hat und welche ihr unentbehrlich ſind, um ihre 
volle Selbſtverwaltung zu erhallen, durch Eintritt der neuen Clemente in ihren 
Organen zu wahren. (Bravo rechts.) Es iſt aber noch dem Bedürfniß jener 
kleinen Religionsgeſellſchaften, welche noch keine Organe aufweiſen können, dem 
Bedürfniß der Diſſidenten, Rechnung zu tragen. Dieſen war ſchon ſeit dem J. 
1847 nur unter der Bedingung ihres formellen Austritts aus der Landeskirche 
die bürgerliche Trauung gefaltet. Viele haben Bedenken getragen, dieſen Aus⸗ 
tritt zu erklären. Für die Zukunft iſt aber die einfache Weiſe vorgeſchlagen, 
daß die bürgerliche Che auch obne Austritt aus der Landeskirche denjenigen ge: 
ſtattet wird, die ſich in ihrem Gewiſſen dadurch beſchwert fühlen. Es handelt 
ſich nur noch um die Art der bürgerlichen Ehe. Die Regierung glaubt weder 
den Weg der napoleoniſchen Geſetzgebung, noch den der obligatoriſch⸗bürger⸗ 
lichen Eheſchließung, noch endlich den der ſogenannten Noth⸗Ehe betreten zu 
dürfen; in letzterer Beziehung, weil im Fall der Trauungsverweigerung der 
Konflikt zwiſchen Staat und Kirche in jedem einzelnen Falle von neuem kon⸗ 
ſtatit wird (Ruf rechts: Sehr richtig!), und weil dieſem Verhältniß ein Makel 


aufgedrückt würde, den der Staat nicht gelten laſſen kann. In Bezug auf die 


„Diſſidenten ſchien es angemeſſener, es dem Einzelnen frei zu überlaſſen, ob er 


die Trauung nachſuchen wolle oder nicht. Hierdurch hat die Regierung dem 
Art. 12 der Verfaſſung volles Recht widerfahren laſſen. 

Die Regierung hat ſich alſo für die fakultativ⸗bürgerliche Ehe entſchloſſen 
und iſt darin dem freien England gefolgt. Die Regierung hat geglaubt, bei 
der Einführung einer ganz neuen Inſtitution ihre Gedanken voll und klar 
aussprechen zu müſſen, und hat deshalb im § 1 des Geſetzes ausdrücllich die 
prieſterliche nun als Form einer bürgerlich⸗giltigen Che anerkannt, und 
hat dadurch den Werth ausſprechen wollen, der auf dieſe Form auch noch fer⸗ 
ner gelegt wird, und wodurch ſie dem Art. 14 der Verfaſſungsurkunde Red: 
nung zu tragen glaubt, Sie hat aber dann im $ 2 die bürgerliche Cheſchlie⸗ 
zung als gleichberechtigt hingeſtellt, und es dem Gewiſſen des Einzelnen über⸗ 
laſſen, die prieſterliche Trauung ebenfalls nachzuſuchen. Die Staatsregierung 
glaubt in dieſer Weiſe dem Konflikt vorzubeugen. Endlich iſt noch darauf auf⸗ 
merkſam zu machen, in welcher Form die Erklärung vor dem Richter erfolgen 
ſoll, nicht in Form eines Contractes, ſondern in Form eines Gelübdes der 
Treue. In dieſem Sinne legen wir Ihnen den Geſetzentwurf vor und em: 
pfehlen Ihnen denſelben zu eingehender Prüfung und Annahme. (Bravo rechts.) 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus eine beſondere Com: 
miſſion von 21 Mitgliedern zur Prüfung des Geſetzentwurfes zu wählen. Die 
Wahl durch die Abtheilungen ſoll am Sonnabend vor der Plenarſitzung erfol⸗ 
gen. Der Präſident bringt zur Kenntniß des Hauſes, welches er um Ruhe 
bittet, folgenden Antrag der Abgeordneten v. Vincke (Hagen), Grabow, Rönne 
(Weſthavelland) und vieler Anderen: „Das Haus der Abgeordneten wolle be: 
ſchließen, die vertauungsvoͤlle Erwartung auszusprechen, daß die k. Staatsre⸗ 
gierung das in dem Neſcripte des k. Conſiſtorii zu . an mehrere 
evangeliſche Pfarrer des Wahlkreiſes Mohrungen vom 21. v. Mts. bethätigte 
auffallende Verfahren angemeſſen rügen werde“ — Motive: Das abſchriftlich 
anliegende Reſcript des k. Conſiſtorii A Königsberg überjchreitet deſſen Beſug⸗ 
niſſe und erſcheint geeignet, die confeſſionelle Parität zu verletzen und die Frei⸗ 
beit der Wahlen zu beeinträchtigen, bei deren Aufrechthaltung das Haus der 
Abgeordneten vorzugsweiſe betheiligt iſt. Bei den kundgegebenen Abſichten der 
Staatsregierung darf das Vertrauen gehegt werden, daß es nur der Darlegung 
des Inhalts jenes Schriftſtückes bedürfen wird, um die geeigneten Maßregeln 
zu veranlaſſen. 

Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Er habe ſofort wegen des Sad: 
verhalts e ech gefordert, und behalte ſeine Entſcheidung bis dahin 
vor; indeß ſtehe er ſchon jetzt nicht an, die Richtigkeit der behaupteten That⸗ 
ſache vorausgeſetzt, den betreffenden Erlaß als unangemeſſen zu bezeichnen. 
(Bravo.) — Abg. v. Vincke (Hagen) zieht in Folge dieſer Erklärung ſeinen 
Antrag, der nun ſeinen Zweck erfüllt habe, zurück. 

Das Haus geht darauf zur, Bera hung des Berichts der Budget⸗Commiſ⸗ 
fion über. Aus dem allgemeinen Vorbericht iſt bereits alles Weſentliche 
mitgetheilt. Es wird darin das ſtetige Wachſen der Staatseinnahmen in Folge 
des ſteigenden Wohlſtandes und der? unahme der Bevölkerung conſtatirt, die 
den guten Traditionen der preußiſchen Finanzverwaltung entſprechenden bedeu⸗ 
tenden Ueberſchüſſe aus den Vorjahren und die Art ihrer Verwendung zur 


Deckung der außerordentlichen Ausgaben anerkannt. Bedenken werden gelu- 
ßert über die Aufnahme der ganzen Anleihe von 7% Millionen für den Bau 
der Königsberg Eydttuhner Bahn, während vielleicht ein Theil dieſer Gelder 
aus den Ueberſchüſſen werde gedeckt worden wären, falls die angeſetzten au⸗ 
ßerordentlichen Ausgaben nicht alle nöthig gefunden werden ſollten; endlich 
betont die Commiſſion den Wunſch, daß an den Staats⸗Verwaltungs⸗Abga⸗ 
ben möglichſt geſpart werde. — Bei der Diskuſſion über den allgemeinen 
Theil des Berichts macht der Berichterſtatter Oſterrath darauf aufmerkſam, 
daß das jetzige Miniſterium die Vorarbeiten des früheren habe benutzen müſ⸗ 
ſen. Auch jetzt ſeien die Einnahmen zu hoch veranſchlagt. Das habe vor allem 
zur Folge, daß das Jahr nicht ohne Defizit abſchließen werde. Ein anderer 
Uebelſtand ſei es, daß das Haus in die Berathung eintrete, nachdem das Etat⸗ 
jahr ſchon begonnen habe. Jer die Zeit vom 1. Januar bis 1, April ſei es 
daher ſtets in die Hand der Verwaltung gelegt, ob die Ausgaben, die erſt am 
1. April zu bewilligen, ſchon am 1. Januar gemacht würden. 

Abg. v. Tettau will nicht zugeben, daß das Wachſen der Einnahme die 
Folge des wachſenden Wohlſtandes im Lande ſei. Die Vermehrung der Ein⸗ 
wohner rühre zum Theil von der Handhabung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Erhebung der Einnahmen her. Der Redner rügt die traordinarien 
und die zu hohe Veranſchlagung der Einnahme. Eine Beſſerung des Budgets gegen 
die Vorfahre findet er nicht. Es ſei ſodann fraglich, ob die Ueberſchüſſe alle 
nur zu dringlichen und nothwendigen Ausgaben verwendet werden ſollten. — 
Es ſei ein europäiſcher Krieg in Ausſicht, bei dem Preußen, worin wohl alle 
Parteien einig ſeien, kein müßiger Zuſchauer bleiben dürfe. Daher ſei es wün⸗ 
ſchenswerth, das für die Marine ausgeſetzte Geld zur Organiſation der Land⸗ 
wehr zu verwenden. Die Ueberſchüſſe aus 1857 u. 1858, welche 1,300,000 Thlr. 
betragen, und vorzugsweiſe für das Handelsminiſterium, Eiſenbahnen u. ſ. w. 
verwendet werden ſollen, beantragt der Redner in den Staatsſchatz zu nehmen. 
Dadurch würde das Recht des Königs, unabhängig von der Landesvertretung 
Krieg zu erklären, gewahrt werden. Auch würde mit einem Staatsſchatze ſpar⸗ 
ſamer als mit einer Anleihe umgegangen. 

Abg. Harkort: Dem Vorredner bin ich dankbar, daß er nicht mehr an die 
Neutralität Preußens glaubt, auf die früher von ſeiner Partei ſo großes Ge⸗ 
wicht gelegt wurde. (Gelächter.) Der Redner hebt die Ueberbürdung der weſt⸗ 
lichen Provinzen hervor, welche ſich üder Nichtbeachtung ſeitens des Finanz⸗ 
miniſters nicht beſchweren könnten. (Gelächter) „Unſere Grundſteuerbeſchwerde“, 
fährt derſelbe fort, „haben wir alljährlich vergebens vorgebracht; wir erwarten 
jetzt vom neuen Miniſterium endliche Abhilfe. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Der Herr Berichterſtatter hat an den 1. April 
als den Tag erinnert, an dem erſt das Budget ſeine geſetzliche Giltigkeit er⸗ 
langt. Es iſt dies ein omindſer Termin. (Gelächter) Das jetzige Verfahren, 
das Budget eines ſchon begonnenen Etatsjahres zu berathen, iſt jedenfalls ver⸗ 
faſſungswidrig. Es iſt nur dann die Verſaſſung gewahrt, wenn der Etat vor 
Anfang des Jahres berathen wird, für das er geſten ſoll. Dazu ſind zwei 
Wege möglich. Entweder man führe — wofür ich mich nicht ausſpreche — 
den früheren Berufungstermin für die Häuſer des Landtages wieder ein. Oder 
man berathe den im J. 1859 es mit dem Etat für dieſes Jahr den für 1860. 

reilich kann wohl das jetzige Miniſterium, welches leider erſt kurze Zeit im Amte 
iſt W jetzt noch nicht im Augenblicke Abhilfe ſchaffen. Aber daß es mög⸗ 
lich iſt, das Budget vor dem Etatsjahre zu berathen, beweiſt das Beiſpiel aller 
anderen konſtitutionellen Länder. 
Seſſion von 1850 zu 1851 gegen das Verfaſſungswidrige der Prozedur ſich 
energiſch widerſetzt. Da wir uns damals gegen die uns gegenüberſitzenden 
Herren in der Minorität befanden, ſo haben wir es unterlaſſen, fruchtloſe Ver⸗ 
ſuche zur Abhilfe zu machen. Sehr wünſchenswerth wäre es, wenn der Herr 
Finanzminiſter uns über das Verfaſſungswidrige des gegenwärtigen Zuſtandes 
beruhigte, da die Sache ſo, wie ſie jetzt iſt, nicht bleiben kann. 

Der Fin e Ich läugne nicht, daß das jetzige Verfahren ein 
Uebelſtand iſt. Gewiß iſt es korrekt, den Staatshaushalt vor Anfang des 
Jahres zu berathen, für das er Giltigkeit erlangen ſoll. Dieſer korrekte Zu⸗ 
ſtand iſt leider nicht zu erreichen a keen und die Lage iſt keine erwünſchte. 
Eine Gefahr für die Landesvertretung liegt aber nicht in derſelben. Es hat 
ſich die Praxis herausgebildet, die für den Staat unerläßlichen Ausgaben ohne 
genehmigte Etats vorläufig nach dem Etat des früheren Jahres fortlaufen zu 
laſſen. Erhöhungen früherer Ausgaben, neue Inſtitutionen und extraordinäre 
Ausgaben werden nicht früher als giltig anerkannt, als bis der Etat geneh⸗ 
migt iſt. Uederſchreitungen lönnen daher Verwaltungschefs nur auf ihre eigene 
Verantwortung vornehmen. Dies Verfahren dient auch der jetzigen Regierung 
zur Richtſchnur. Deſſenungeachtet wäre es auch für die Verwaltung angeneh⸗ 
mer, wenn der Etat berathen wird, ehe er in Kraft tritt. Um zu dieſem Zwecke 
zu gelangen, eröffnen ſich drei Wege. Einmal könnte das Haus gleich Anfangs 
Oktober einbernfen werden. Für die Regierung würde das keine Schwierigkeiten 
haben; aber ich glaube, für die Mitglieder dieſes Hauſes. Der zweite Weg 
wäre der, den Etat für das folgende Jahr zu berathen und zum Geſetze zu 
erheben. Das ift nicht abſolut unmöglich, würde aber zu großen Nachtheilen 
führen. Die Vorarbeiten eines Etats müſſen mindeſtens 8 bis 9 Monate frü⸗ 
her beginnen, ehe der Etat ins Leben trifft. Der Etat für 1860 z. B. müßte 
deshalb ſchon im Jahr 1858 begonnen werden. Das würde die Etats ſehr unvoll⸗ 
ſtändig machen, und die Ueberſichtlichkeit unſerer Etats, auf der zum Theil der 
preußiſche Staatskredit beruht, ſehr beeinträchtigen. Eine dritte Möglichkeit wäre, 
das Gtatsjahr nicht wie das Kalenderjahr, ſondern wie das Wirthſchaftsjahr am 
1. Juli beginnen zu laſſen. Das iſt früher ſo geweſen. Doch würde die Her⸗ 
ſtellung des alten Zuſtandes zu ungeheuren Inkonvenienzen führen da die Etats 
aller Behörden, Corporationen und Stiftungen, mit denen die Regierung in 
Verbindung ſteht, mit dem 1. Januar beginnen. Ich kann Ihnen daher keinen 
der drei Wege empfehlen, und da es fi ja um einen Zustand handelt den die 
Legislatur feit einem Jahrzehnt tolerirt hat, keine augenblickliche Abhilfe ver⸗ 
ſprechen. Dennoch beschäftigt der Gegenſtand die Staatsregierung eifrig. 
dürfte fi dabei die Prolongation des Etats für ein folgendes Jahr als noth⸗ 
wendig herausſtellen. Doch dürfte dieſes in den nächſten zwei Jahren nicht 
thunlich fein, weil dadurch die doch vom Haufe jo ſehr gewünſchte Erhöhung 
der Beamtengehälter vereitelt wird. 5 1e V 

Abg. v. Vincke (Hagen): Ich danke dem Herrn Miniſter, daß er die Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit des jetzigen Zuſtandes anerkannt bat. Doch muß ich ihm 
in einem Punkte widerſprechen. Eine Gefahr iſt allerdings vorhanden, wenn 
die Verwaltungsmaximen nicht mit der Staatsverfaſſung in Uebereinſtimmung 
ſich befinden. Ich freue mich, daß der Herr Finanzminiſter noch an den 
Grundſätzen fefthält, zu denen er ſich früher als Mitglied jener Seite des Hau⸗ 
ſes bekannt. Doch kann ich ibm auch darin nicht beiſtimmen, daß die Ueber⸗ 
ſichtlichkeit des Etats auf Koſten der Verfaſſung bergeftellt werde. Auch jetzt 
noch könnten die Häuſer Anfangs November einberufen werden. Dann würde 
ihnen wenigſtens der Etat für das — 7 Jahr . werden. 

Der Finanzminiſter: Die Verfa ungswidrigkeit des jetzigen Zuſtandes 
habe ich nicht anerkannt. Mit dem Wortlaute der Verfaſſung ſteht er nicht 
im Widerſpruche. Wohl aber mit dem Geiſte. Eine Verfaſſungswidrigkeit 
würde eine lange Reihe von Landesvertretungen nicht geſtattet haben. Der 
Sinn der 1 des Artikels der Verfaſſung über die ſpätere Einberu⸗ 
fung der Häuſer — für die ich perſdalich nicht geſtimmt habe — war jeden⸗ 
falls der, die Häuſer 15 im Nothfalle im November zu berufen. 

Abg. Mathis ſchlägt vor, da der jetzige Zuſtand mit der Verfaſſung nicht 
— 1 nach dem Beiſpiele Englands das Etatsjahr am ri Meal bein. 
nen zu laſſen. ed 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski hält den jetzigen Zuſtand ebenfalls für 
verfaſſungswidrig und ſpricht ſich für Wiederherſtellung des Artikels 76 der 
Verfaſſung in ſeiner urſprünglichen Form aus. 


Der jetzige Hr. Finanzminiſter hat in der 
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Abg. Kühne (Berlin): Auch ich habe meine Bedenken, ob die Sache, wie 
ſie jetzt liegt, Nie e iſt. In dem Jahre, wo die Kammern berufen 
wurden, wurde der Gegenſtand zum erſtenmale angeregt. Die Erledigung 
deſſelben ſcheiterte aber an dem Widerſtande dieſer (der rechten) Seite des Hau⸗ 
ſes, die damals eine andere Beſatzung als jetzt hatte. (Gelächter.) Bei dem 
früheren Einberufungstermine der beiden Häuſer war es möglich, daß die Re 
gierung im Vorjahre den Etat vorlegte und durch ein Geſetz auf drei Monate 
die Erhebung der Steuern nach dem bisherigen Etat genehmigen ließ. — Das 
Beſte würde ſein, eine Prolongation des Etats für das nächſte Jahr eintreten 
zu laſſen, ſo zwar, daß die Etats für 1860 und 1861 im nächſten Jahre vor⸗ 
gelegt würden. Dann konnte 1861 der extraordinäre Etat berathen werden. 

Bei der Specialverhandlung werden die Etatspoſitionen der Einnahmen von 
den direkten Steuern nach den Anträgen der Kommiſſion genehmigt: Grund⸗ 
ſteuer 10% Millionen, klaſſificirte Einkommenſteuer 3 Millionen, Klaſſenſteuer 
8,836,000 Thlr., Gewerbeſteuer 3% Millionen, Eiſenbahnabgaben 699,000 Thlr. 
Bei der Gewerbeſteuer monirt der Abg. v. Beckerath die Aktienſteuer (deren Er: 
trag auf 122,900 Thlr. angeſetzt iſt) als eine drückende und nachtheilig wirkende. 
Es ſei unbillig, nicht allein den gewerblichen Gewinn, ſondern auch den Zins⸗ 
ertrag induſtrieller Unternehmungen 5 beſteuern. Härten der auffallendſten Art 
fänden dabei ſtatt. So ſei eine A tiengeſellſchaft, die vier Jahre lang keinen 
Pfennig Reinertrag gehabt, und erſt im fünften Jahre zu einer Dividende ge: 
langt ſei, zur Aktienſteuer herangezogen worden, obgleich die Dividende noch nicht 
einmal zur Deckung des gehabten Zinsverluſtes ausgereicht habe. Dazu komme, 
daß man dieſe Steuer, ähnlich wie die von 1820, zur Grundlage für Kommu⸗ 
nalſteuern nehme, und daß die Aktiengeſellſchaft denn auch dazu herangezogen 
ſei. Er ſtelle einen beſonderen Antrag nicht, ſondern begnüge ſich, im Ver⸗ 
trauen auf die Regierung, die Erwartung auszuſprechen, daß ſie „in nicht zu 
ferner Zeit“ dieſe Steuer wegfallen laſſen werde. 

Abg. Brämer monirt, ebenfalls ohne einen beſonderen Antrag zu ſtellen, 
die in letzten Jahren ſo enorme Steigerung der Klaſſenſteuer; es ſei nicht gut, 
ſie gleich ſo hoch zu veranſchlagen; das allein ſei der Grund, weshalb die Lokal⸗ 
und Provinzial⸗Behörden auf die vielfachen Reklamationen nicht eingingen. 

Bei den Ausgaben für die direkten und indirekten Steuern hat die Kom⸗ 
miſſion die Combinirung der zur Erhebung der direkten und indirekten Steuern 
beſtehenden Kaſſen in einem beſonderen Antrage urgirt. 

Der Finanzminiſter erkennt das dieſem Antrage zu Grunde liegende 
Streben nach Erſparniß durch Verminderung der Verwaltungsſtellen im Prin⸗ 
zip durchaus an; aber die Anwendung in dieſem Falle ſei eine bedenkliche. Der 
Bildungsgang der betreffenden Beamten ſei ſehr verſchieden; die Anforderun⸗ 
pen, welche man an ſie richtet, träfen ſich felten vereinigt. nnerhalb derſel⸗ 

en Reſſorts gehe eine ſolche Combinirung wohl an, und Trennung bisher 
combinirter Stellen würde — ſo ſei die Praxis — nur in wenigen Fällen zu⸗ 
gelaſſen. Aber weiter ſolle man nicht gehen. Er bitte, den Antrag abzulehnen. 

Auch Abg. Kühne (Berlin) iſt gegen den Antrag; derſelbe enthalte einen 
Tadel gegen die Regierung, und zwar einen unverdienten; ſchon ſeit 1820 habe 
die preuß. Regierung ſich eine billige Kaſſenverwaltung angelegen fein laſſen. 
— Trotz nochmaliger Vertheidigung des Antrages durch den Ref. Oſterrath 
wird derſelbe abgelehnt. 

Bei den Eingangs, Ausgangs: und Durchgangs⸗Abgaben beantragt Abg. 
v. Roſenberg⸗Lipinsky eine Herabsetzung des Eingangszolles für land⸗ 
wirthſchaftliche Geräthe wegen des großen Nutzens, den dieſelbe für die Land⸗ 
wirthſchaft haben würde. 

Abg. v. Salviati iſt mit dieſem Antrage vollkommen einverſtanden, er⸗ 
weitert denſelben aber noch dahin, die Erwartung gegen die Regierung auszu⸗ 
ſprechen, daß auch der hohe Eingangszoll auf fremdes Eiſen herabgeſetzt werde. 
Er glaubt, wenn einmal in dieſer Beziehung vorgegangen werde, ſo erheiſche 
es das Intereſſe und die Billigteit, daß auch fein Antrag angenommen werde, 
da die allgemeinen Intereſſen gegenüber den Lokal⸗Intereſſen berückſichtigt wer⸗ 
den müßten. Er ſpricht dabei den Wunſch aus, daß das Haus jede Gelegen⸗ 
heit benutze, um dem preußiſchen Staate im Zollverein die Stellung zu ver⸗ 
schaffen, die ihm noch fehle, aber gebühre. 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski zieht ſeinen Antrag zu Gunſten des vom 
Abg. v. Salviati zurück. 

Abg. Lette proteſtirt gegen die durch dieſe Anträge angerufene Unterſtützung 
des Staates, die zu einer Bevormundung der landwirthſchaftlichen Induſtrie 
und zu einer allmäligen Centraliſation führen würde. Der Redner rechtfertigt 
alsdann das landwirthſchaftliche Maſchinenbauweſen gegen den Vorwurf der 
Mangelhaftigkeit. 8 

Abg. Harkort hält es nicht für angemeſſen, dergleichen Anträge bei dieſer 
Gelegenheit aus dem Aermel zu ſchütteln; er wünſcht deren Vorberathung in 
der Commiſſion. ; 5 . f 

Der Finanzminiſter rechtfertigt gleichfalls das preußiſche Maſchinenbau⸗ 
weſen und glaubt den Grund, daß das engliſche Maſchinenbauweſen weiter vor⸗ 
geſchritten fei, darin zu finden, daß es hier in Preußen noch nicht jo viel Leute 
gebe wie in England, welche gute Maſchinen ſo theuer bezahlen. Dem Antrage 
des Abg. v. Salviati ſich zu widerſetzen, habe die Regierung keinen Grund, ſie 
werde in den dahin abzielenden Beſtrebungen unabläſſig fortfahren. 8 

5 Folge dieſer Erklärung zieht Abg. d. Salviati feinen Antrag zurück. 

Bei der Steuer vom inländiſchen Tabakbau beantragt die Kommiſſion die 
ee der Etatspoſition auf den dreijährigen Durchſchnitt von 112,000 

aler. 

a Finanz miniſter und der Regierungs⸗Commiſſar befürworten 
die Wiederherſtellung der Poſition. Der Letztere hebt hervor, die geſteigerte 
Einnahme der Vorjahre laſſe auf eine höhere Einnahme auch in dieſem Jahre 
rechnen; auch beruhe der Anſatz auf einer längern als dreijährigen Durch⸗ 
ſchnittsberechnung. 4 5 | 

Abg. v. Mallinckrodt rechtfertigt den Commiſſions⸗Antrag, während Abg. 
Behrend (Danzig) die Ausführungen des Regierungs⸗Commiſſar für vollſtän⸗ 
dig durchgreifend hält und ſich deshalb dem Antrage deſſelben anſchließt. 

Abg. v. Salviati behauptet, es ſei die größte Wahrſcheinlichkeit dafür vor⸗ 
handen, daß ſich die Einnahme nicht ſo hoch herausſtellen würde, als der Etat 
angenommen. Die ganze Tabakskultur ſtehe an einem bedenklichen Wendepunkte; 
die Kriſis in Amerika habe den ganzen Tabaksbau im Zollverein erſchüttert, 
und die Folgen derſelben ſeien noch nicht beſeitigt. Der Antrag der Budget⸗ 
Commiſſion empfehle ſich alſo. 5 { 

Nachdem Abg. Kühne (Berlin) die n der Steigerung unterſtützt, 
wird der Commiſſions⸗Antrag verworfen und der Anſatz des Etats mit 
120,000 Thlr. genehmigt. b \ - 

Bei der Schlachiſteuer beantragt die Commiſſion die Herabſetzung derſel⸗ 
ben auf 1,260,000 Thlr. W a k 

Abg. v. Mallinckrodt unterſtützt den Antrag, weil die Erträge bei der 

Schlachtſteuer ſehr unregelmäßig ſeien und z. B. die ſchlechte Futter⸗Ernte auf 
die Mäſtung des Viehes und dadurch auf die Steuer einwirken werde. — Abg. Kühne 
hält auch hier den Anſatz des Etats für gerechtfertigt, da die Wahrſcheinlichkeit nachge⸗ 
wieſen ſei, daß die angeſetzte Summe auch eingehen werde. Das Haus verwirft 
den Kommiſſionsantrag und genehmigt die Poſition in Einnahme mit 1,300,000 
Thalern. — Es werden demnächſt das Extraordinarium und die Einnahme und 
Ausgabe aus dem Salzmonopol ohne weitere Diskuſſion nach den, der Regie: 
rungsvorlage zuſtimmenden Vorſchlägen der Kommiſſion genehmigt und darauf 
die Sitzung um 2% Uhr geſchloſſen. Nächſte Sigung: Sonnabend um 11 Uhr. 
Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen und Petitionsberichte. 


Berlin, 17. Februar. [Amtliches.] Se. Majeftät der König 
haben allergnädigſt geruht, den nachbenannten kaiſerlich öſterreichiſchen 
Beamten Orden zu verleihen, und zwar: dem Sections-Rath und Ober⸗ 
Poſt⸗Director Zanoni zu Verona und dem Poſt-⸗Director Briel⸗ 
mayer zu Innsbruck den rothen Adlerorden dritter Klaſſe, ſo wie dem 
Bezirks⸗Vorſteher Sattler zu Meran und dem Bürgermeiſter Haller 
ebendaſelbſt den rothen Adlerorden vierter Klaſſe. 

Se. königliche Hoheit der Prinz-Regent haben im Namen Sr. Ma: 
jeftät des Königs allergnädigſt geruht: Den außerordentlichen Geſandten 
und bevollmächtigten Miniſter, Kammerherrn, Grafen von Redern, 
zum Wirklichen Geheimen Rath mit dem Prädikate „Excellenz“ zu er: 
nennen, und dem Kreisrichter a. D. Helfft zu Berlin den Charakter 
als Juſtizrath zu verleihen. 

Berlin, 17. Februar. Der Depeſchenwechſel über die ſchwebende 
Kriſis iſt nach allen Anzeichen im lebhafteſten Gange. Aus München 
vom 15. Februar wird der „Independance belge“ telegraphiſch gemel⸗ 
det: „Das wiener Kabinet hat in dieſem Augenblicke einen Schritt von 
hoher Bedeutung gethan. Graf Buol hat an die Staaten zweiten 
Ranges, von Baiern an, ein Rundſchreiben gerichtet, worin er mit 
freudiger Genugthuung auf die Kundgebungen, die in Deutſchland ſeit 
Anfang dieſes Jahres hervorgetreten, hinweiſt. Obwohl er weiter an⸗ 
erkennt, daß der Augenblick, um die Frage vor den deutſchen Bund zu 
bringen, noch nicht gekommen, ſo drückt er doch die Meinung aus, es 
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ſei wünſchenswerth, ſchon jetzt Gewißheit darüber zu erlangen, welche 
Abſichten die deutſchen Regierungen im Falle eines Krieges hegten, es 
möge derſelbe nun mit Sardinien allein, oder mit Frankreich allein, 
oder mit Frankreich und Sardinien zuſammen ausbrechen. Dieſes 
Rundſchreiben, das geheim bleiben ſoll, iſt ſehr umfangreich und trägt 
das Datum des 5. Februar 1859 und die Unterſchrift des Grafen 
Buol. An Preußen iſt daſſelbe nicht gerichtet; es iſt in Berlin nur 
offizidd und einige Tage nach dem Datum mitgetheilt worden.“ 


Breslau, 18. Februar. (Sicherheits⸗Polizei.] Geſtohlen wurden: 
Goldne⸗Radegaſſe Nr. 19 ein großes Waſchſchaff, auf dem Boden mit den Buch⸗ 
ſtaben St. mit Dinte gezeichnet. Stockgaſſe Nr. 20 aus dem Gehöft eine von 
dem daſelbſt 1 Röhrbrunnen nach dem Brauhauſe führende kupferne 
Röhre mittelſt Abbrechen derſelben. Meſſergaſſe Nr. 24 ein grauer Sommerrock 
mit ſchwarz überſponnenen Knöpfen, I ſchwarzer Düffelhut, 1 Paar graue 
engliſchlederne Hoſen, 1 Paar graue Leinwandhoſen, 1 ſchwarze Sammtweſte, 
I gelbe Piqueeweſte, 1 buntwollener Shawl, 2 ſchwarze wollene Kravatten, 
1 graue Moiree⸗Kravatte, 3 Mannshemden, 3 Stück Halskragen und 3 Paar 
Manchetten, 1 roth und weiß geſtreiftes Kopfkiſſen, 1 Paar neu beſohlte und 
bejegte kalblederne Stiefeln, einige blaue Tuchflecke und 1 rothes Holzkäſtchen, 
enthaltend eine ſchwarze Flöte mit 10 Klappen. 

Gefunden wurden: Ein eiſerner Hemmſchuh und eine rn 0. 1 

ol. 


$ Breslau, 17. Februar. (Schwurgericht.] Heute erſchienen auf der 
Anklagebank: 1) Tagearbeiter Adolf Theodor Ludwig Weinert und Schuh⸗ 
macher⸗Lehrling Guſtav Julius Grieſch, beide von hier. Weinert, 29 Jahre 
alt und bereits fünfmal wegen Diebſtahls beſtraft, ſoll am 3. Oktober v. J. 
der unverehel. Pauline Hilbig vom Boden des Hauſes Gerbergaſſe Nr. 13, 
dem Schmiedemeiſter Mückude gehörig, mittelſt gewaltſamer Aufbrechung einer 
Brettwand mehrere Sachen weggenommen und Grieſch dabei wiſſentlich Hilfe 
geleiſtet haben. Nach Vernehmung der Zeugen Mückude, Kuſſerow, Hilbig und 
Schneider erachteten die Geſchworenen beide Angeklagte der That für ſchuldig, 
nahmen jedoch die erſchwerenden Umſtände als nicht erwieſen an. Demgemäß 
verurtheilte der Gerichtshof den Weinert, unter Freiſprechung von der Anklage 
des ſchweren Diebſtahls, wegen einfachen Diebſtahls im wiederholten Rückfalle 
zu 2 Jahren Zuchthaus und Polizeiaufſicht, den Grieſch zu 3 Monaten Ge⸗ 
fängniß und den Ehrenſtrafen. 

2) Der Tagearbeiter Karl Heider aus Kl. Wilkawe. Er iſt beſchuldigt, daß 
er im Herbſte v. J. den Inwohner Karl Seidel in Groß⸗Muritſch zu eidlicher 
Bekräftigung einer Unwahrheit als Zeuge in einer gegen ihn (Angel.) ſchwe⸗ 
benden Unterſuchung wegen Diebſtahls verleiten wollte. Heider war in der 
leiper Ziegelei beſchäfligt, wo er der Entwendung einer Radwer und einer Par⸗ 
tie Holz verdächtig wurde. Er berief ſich nun auf das Zeugniß des Seidel, 
wonach ihm der Ziegelmeiſter Krauſe die Aneignung des Holzes geſtattet hätte. 
Da ſich indeß die Unrichtigkeit dieſer Angabe herausſtellte, ſo wurde er (wegen 
Diebſtahls mit 14 Tagen Gefängniß beſtraft) auf Grund der ſtattgehabten Er⸗ 
mittelung in Anklageſtand verſetzt, und nach dem heutigen Verdikt der Geſchwo⸗ 
renen, welche ihn der verſuchten Verleitung zum Meineid für ſchuldig erklärten, 
zu 2 Jahren Zuchthaus verurtheilt. 

3) Tiſchlermeiſter Ernſt Geyer von hier. Derſelbe iſt früher von dem 
Schwurgericht zu Kotibus wegen Urkundenfälſchung und von der Kriminal⸗Ab⸗ 
theilung des hieſigen Stadtgerichts wegen — rechtskräftig verurtheilt. In 
Bezug auf vorliegende, au rkundenfälſchung autende Anklage iſt Geyer ge⸗ 
ſtändig, am 16. Dezember 1856 im Namen des Gaſtwirths und Fleiſchers Aug. 
Zſchieſche zu Werchow einen Brief angefertigt und unterſchrieben zu haben, 
worin er durch den Ueberbringer von dem Kaufmann Michow in Kottbus 
5 Ellen Tuch verlangte, die er nach Empfang im eigenen Nutzen verwendete. 
Das Schuldbekenntniß ward als ausreichend erachtet und eben ſo das Vorhan⸗ 
denſein mildernder Umſtände angenommen. Demnach erkannte der Gerichtshof 
auf 6 Monate Gefängniß und 20 Thlr. Geldbuße, event, 14tägige Verlänge⸗ 
rung der Freiheitsſtrafe. 


Berlin, 17. Februar. Die politiſche Lage hat durch die Nachrichten über 
vermittelnde Schritte, welche zur friedlichen Ausgleichung der ſchwebenden Streit⸗ 
fragen gethan werden, ein günſtigeres und ermuthigenderes Anſehen gewonnen. 
Die auswärtigen Notirungen drücken die Belebung der auf die Erhaltung des 
Friedens gerichteten Hoffnungen bereits aus, und machten auch die Stimmung 
der hieſigen Börſe etwas friſcher. Das Geſchäft war jedoch demungeachtet 
wenig belebt. Mit Ausnahme von Oeſterreichiſchen Kredit⸗Aktien und Na⸗ 
tionalanleihe, in welchen belangreiche Umſätze, jedoch in weichender Richtung 
ſtattfanden, hatte das Geſchäft keine Lebhaftigkeit. Namentlich war heute 
der Begehr für preußiſche Eiſenbahnaktien, der mehrere Tage hindurch mit 
großer Stetigkeit angehalten hat, ſo gut wie ganz gewichen, und nur für we⸗ 
nige bedeutend gedrückte Aktien erhielt ſich noch Frage. Vom Geldmarkt iſt 
eine Veränderung nicht zu berichten. \ 

Für Oeſterreichiſche Kreditaktien gab die von heut Früh telegraphirte um 
1 Fl. 10 Kr. höhere wiener Notirung (206. 60) einen Impuls (von geſtern 
Abend wurde 202. 20 gemeldet). Man bewilligte Anfangs 1% über der 
geſtrigen Schlußnotiz mit 99%, wich aber, als Mittags 1 Fl. niedriger, 205.50 
telegraphirt wurde, auf 98% und blieb dazu Geld. Für Prämien⸗Geſchäfte 
war keine Neigung vorhanden. Sonſt war das Geſchäft in Kreditaktien ohne 
alles Leben, die meiſten waren aber feſt und Angebot nur ſehr ſchwach. Be⸗ 
merkenswerth iſt nur das dringende Angebot, die beinahe vollſtändige Unver⸗ 
käuflichkeit der Deſſauer. Schon % % niedriger mit 43% einſetzend, wurde 
ſpäter mit 42% willig abgegeben. Darmſtädter, wie wir geſtern bemerkten, 
durch ein mehr künſtliches als reeles Angebot am Schluſſe gedrückt, waren 
heute 4% über der geſtrigen Schlußnotiz mit 85 meiſt nur ſchwer zu haben. 
Distonto-Kommandit-Antheile behaupteten den geſtrigen Coursſtand, 99% war 
immer zu bedingen. Genfer waren % herabgeſetzt zu 55 feſt und meiſt ohne 
Abgeber. Beide hamburger Banken blieben gleichfalls feſt, namentlich iſt bei 
Vereinsbank gute Frage zu 98. Meininger waren % über dem geſtrigen Brief⸗ 
courſe mit 78% gefragt. 2 ; 

Notenbank⸗Aktien waren geihäftslos. Für Preuß. Provinzial⸗Bank⸗Aktien 
ruſt die Erwartung, daß die Geſetzgebung zu Gunſten der Lage dieſer Banken 
interveniren werde, manchen Begehr hervor. Sie blieben ſämmtlich hehauptet 
und fehlten meiſt zu den letzten Courſen am Markte. Preuß. Bankantheile 
waren dagegen mit 137% offerirt, Weimariſche % unter dem geſtrigen Geld⸗ 
courſe mit 93. Darmſtädter erhalten ſich zu 89%, Hannoverſche zu 95% be: 
gehrt. Thüringer find mit 7144 nicht zu verkaufen. - 

Der Eiſenbahn⸗Aktien⸗Markt war ſehr unbelebt. Selbſt Oeſterreich. Staats: 
bahn verkehrten trotz der etwas höheren Pariſer und Wiener Notirungen (228. 
50 u. 229) nur ſchwach. Sie hoben ſich jedoch um 2 Thlr. auf 146 und er⸗ 
hielten ſich meiſt auf dieſem Courſe, nur vorübergehend wurde mit 145% ge: 
handelt, am Schluſſe waren mit 145% Käufer, mit 146 Geber. Sonſt war 
einiger Begehr nur für Oberſchleſiſche wegen des unmotivirten Rückganges, den 
ſie geſtern erlitten; es wurden % mehr (126%) bezahlt; Lit. B. wurden 
4 billiger gegeben. Anhalter waren heute mehr angeboten und in beiden Emiſ⸗ 
ſionen % niedriger (108 u. 102%). Potsdamer behaupteten noch den ge⸗ 
ſtrigen Cours (12644), obgleich Abgeber dazu nicht fehlten. Stettiner waren 
eher geſucht (10544). Sehr angeboten, aber zu den herabgeſetzten Courſen zu 
placiren waren Aheiniſche alte wichen um 2 auf 844, Enkel um 1% auf 
2, doch blieb zu dieſem Courſe Geld. Unbefriedigt erhielt ſich die Frage für 
Rheiniſche Stamm⸗Prioritäten 1% höher zu 90, Bergiſch⸗Bärkiſche und Rot⸗ 
terdamer behaupteten die letzten Courſe gut, Freiburger waren 44% höher mit 
88 gefragt; Stargard⸗Poſener, Bexbacher, Köln⸗Mindener blieben übrig. Von 
leichten Deviſen waren nur Mecklenburger gefragt und blieben 4 % höher mit 
50% anzubringen; die übrigen hierher gehörigen Deviſen waren zu den letzten 
Courſen eher angeboten; Nahebahn wurde % billiger mit 45% gehandelt, 
ſchloß aber 54%, und dazu fehlten Käufer. Tarnowitzer bezahlte man „ höher 
mit 40, doch war auch zu dieſem Courſe ſpäter kein Nehmer. ö 

Für Preußiſche Staatspapiere und Eiſenbahn⸗Prioritäten war die Frage ein 
wenig belebter, in den letzteren namentlich manche belangreiche Umſätze; die 
4% Anleihen behaupteten indeß nur den letzten Cours (100 4), Prämien: und 
53er Anleihe blieben zu den letzten Courſen ohne Abgever, Staaksſchuldſcheine 
wurden wieder % % höher mit 84% bezahlt. Pfandbriefe fehlten auch heute, 
Poſenſche wurden % % hoher bezahlt, ebenio al Weſtpreußen. Frage bleibt 
fortwährend für Märkiſche Rentenbriefe, auch Sächſiſche waren heute begehrt, 
die übrigen eher zu haben. (Bank: u. 5.30 


Induſtrie⸗Aktien⸗Bericht. Berlin, 37% ruar 1859, 
Feuer⸗Verſſcherungen: Aachen⸗Münchener 1400 Gl. incl. Div, Berliniſche 
215 Br. 200 Gl. excl. Divid. Boruſſia — — incl. Divid. 
incl. Div. Elberfeld. 165 Gl. incl. Div. Magdeburger 210 Br. incl. Div. 
Stettiner National- 97 Gl. incl. Div, Schleſiſche 100 Br. incl. Div. Leipziger 
480 Br. ind. Div. Rückverſicherungs⸗Altien: er — — incl. Div. 
Kölniſche 96 Br. incl. Div. Allgemeine Eiſenbahn⸗ und Lebensverſich. 100 Br. 
Hagelverſicherungs⸗Aktien: Berliner 80 Br. incl. Divid. Kölniſche 


S rr . 4 Be 


Colonia 995 Gl. | 75—80—85 


98 Gl. incl, Div. Magdeburger 50 Br. incl. Div. Ceres — — Incl. Div. 
era: Berliner Land⸗ und Waſſer⸗ 280 Br. incl. Div. Agrippina 
123% Gl. incl. Div. Niederrheiniſche * Weſel — — incl. Div. Lebens 
Verſicherungs⸗Aktien: Berliniſche 450 Br. incl. Div. Concordia (in Köln) 
101% Gl. incl. Div. Magdeburger 100 Br. incl. Div. Dampfſchifffahrts⸗ 
Aktien: Ruhrorter 112% Br. incl. Div. Müblbeim, Dampf⸗Schlepp⸗ 101% 
Br. incl, Div. Bergwerks⸗Aktien: Minerva 48 Br. Hörder Hütten⸗Verein 
100 Br. incl. Div. Gas Aktien: Continental: (Deiiau) 89 bez. 

„Der Geſchäftsverkehr blieb beſchränkt, einige Aktien waren etwas höher, 
einige andere dagegen niedriger, beſonders Genfer und Deſſauer Credit⸗Aktien. 
Minerva⸗Bergwerks⸗Aktien blieben a 48% offerirt. 


Berliner Börse vom 17. Februar 1859. 


Fonds- und Geld-Oourse. 
Freiw. ON 100% bz. 


Div. 2 
1867 F. 
N.-Schl. Zwgb..| — 4 


Stauts-Anl. von 18804100 % ba. Nordb. ıFr-W.)|2% | 4 67 4 57 ba. 
f 4% (00 


dito 1852145110015 bz dito Prior. — @. 
dito 1853| 4 1944, @ Oberschles. A..| 13 3½/128½ G. 
dito 1854414 100 % b. dito B. 13 341184 B. 
dito 1855 4½ 100% ba. dito C. 13 3½26½ 6. 
dito 1856414110014 6. dito Prior. A. .| — * 9⁰ 
dito 1857 4½100½% bz. dito Prior. B. .| — 3½ 79 B. 
Staats-Schuld-Sch. . 3 84% bz. dito Prior. D. | — 4 86 etw. bz. 
Präm.-Anl. von 1855 3, 116% etw. Us. u. G. dito Prior. E. — 3 75½ etw. ba. 
Berliner Stadt-Obl.. 4j, — — dito Prior. F. — 4% 3 
Kur. u. Neumärk, 314186% g. Oppeln-Tarnow.| — | 4 1404, bz 
„| dito dito 15 94½ G Prinz-W ıSt.-V.)| 1%) 4 61 bz. 
Pommersche . 3'256 br. dito Prior. L| — |5 | — — 
3 dito neue...) 4 98%, G dito Prior II. — |5 | - — — 
3 |Posensche .... | 4 1991, G dito Prior. III. — 5 I- — — 
Er dito 3½ 8e ba. Rheinische. 6 464% ba. 
dito neue .. .| 4 89 G. dito (St.) Pr.] — 4 |94 bz. u. G. 
Schlesische... . 3½ 85 ½ 6. ito Prior — 4 
„Kur- u. Neumärk-| 4 9% 8 dito v. St. gar| — 3 — — — 
Pommersche 493 ½ bz Rhein-Nahe-B- .| — | 4 1554, à 54%, ba. 
5 Posensche . | 4 |92 bz Ruhrert-Crefeid.| 43,3%, 87 B, 
=$Preussische ... |4 |9Y, B dito Prior. L.| — 15 * 
8 5 3 Rhein. 7 na — Prior II. — ——— 
Sächsische 0 A ito Prior. III. — 4½ 91% B 
2 een Tee 22212 In 1 —— Staatsb. — de a — 
‘riedrichsd’or .. .. . |— 113 2 targ.-Posener .|5% 3½ 85 B 
Louis door 1 11099, B. die Prior. .. * 4 — — — 
Goldkronen 1— 19. 5% 6 dito Prior. II. — 5 — — II. E. 94 br. 
Ausländische Fonds. een 8. 
Oesterr. Metall.. . | 5 74 bz. dito III. Em. — 4 - — 
dito öder Pr.-Anl, | 4 |1v4%, B. dito IV. Em..| — 14% 195%, B 
dito Nat.-Anleihe | 5 76½ u. ½ ba. Wilhelms-Bahn.“ — 50% B 
Russ.-engl. Anleihe, | 5 |109%, etw. bz dito Prior. — | 4 79, @ 
dito 5. Anleihe . | 5 104 B. dito III. Em. — 4½% 84 B. 
5 er n 5 85 G dito Prior. St.“ — 0 78½ 6 
oln. Pfandbriefe. — — — i i a Fe ae 
dito III Em... 4 00 B. 1 - 
von: Obl. a 500 2 - 71 G 
1 300 Fl. 93 B. 
dito 1.200 F. 2 6. Preuss. und ausl. Bank-Aotion, 
Kurhess. 40 Thlr.. . 42 etw. bz. u. B. Div. Z 
Baden 35 FI.. 3½ B. 1857 F. 
= Berl. K.-Verein] 8 4123 G 
Aotien-Oourae, Berl. Hand.-Ges.| 5% 4 |80 bz. 
Div. Z.- Berl. W.-Cred. G. — | 5 92½ ba. 
1857 E. Braunschw. Buk.] 6½ 4 102 bs. 
Aach.-Düsseld. — 87 78% B. Bremer „ 4 j93%, ba. 
Asch.-Mastriebt.| — 31 & 30%, be Coburg Crdtb. A.] 4 4 9845 B. 
Amst.-Rotterd. | 4 4 70% ba. Darmst.Zettel-B.| 4 4 80, bz. u. G. iD, 
e 3½% 4 115% 8 Darmst. (abgest.) 5 | 4 |85 bz, 
u 20 I — - 1821 8 dito Berechtg.— — 
ito II. Em. — 02% be. Dess. Oreditb — 143342 bu B. D. 
dito III. Em. — 314 |751, bz. Dise.-Um.-Anth.| 5 4 991 25 bz. 
Berlin-Anhalter,| 9 | 4 |108 bz. Genf. Creditb.-A.| 5½ 4 5 8. 155 
dito Prior... — 4 92 G. Geraer Bank 5 481 G. 
Berlin.-Hamburgf 6 | 4 lot bz. Hamb.Nrd.Bank | 31 483 ½ 6. 
dito Prior. 466 102 G „ Ver- „ 4 [498 U. D 
dito II. Em. .] — 4½102½ G. Hannov. 5 46% G. i. D 
Berl.-Ptsd.-Mgd.] 9 | 4 126 etw. bz. u. B. Leipza. „ — 4 12 7 B. ½ G. 10 
dito Prior. A. B.! — 490% bz. Luxembg. Bank 4 4 77 B. 
dito Lit. C. . . — 4½ 99 ½ B Magd. Priv.-B. 31 | 4 83½ 8. 
dito Lit. D.. .| — 4½ 98½ B Mein.Creditb.-A.| 61 4 78% ba. u. G. 
Berlin-Stettiner 9 105% bz. Minerva-Bgw. A.| — [5 48 B. 
dito Prior. 4% — — Sr. IL 84 bz. Oesterr Crdth.A.| 5 | 5 1994, 93%, ba. u. G. 
Breslau-Freib. 5 4 88 6. Pos Prov.-Bank| — 4 814, B. 
dito neueste | — 4 Preuss. B.-Auth. 845/41, 136% bz. 
Köln-Mindener 9 3½ 135 bz. u. B. Preuss. Hand.-G.| 0 * — — — 
dito Prior. 1 100% bz Schl. Bank-Ver.| 51 | 4 81 ½ ba. u. G. 
= 8 — : 80% Br 8 Bank 40 471% B. 
0 m. — . eimar. B E 
1 a a 0 ar. Bank. 5½ 4 93 etw. bz. u. B. 
dito IV. Em.| — 4 85½ B 
Düsseld.-Elberf.| — | 4 |— — _ 
Fa SR 8% 5 145 ½, 146, 146 J ba. Weohsel-Oourse. 
ito Prior... — | 3 264 bz. 
Ludw.-Bexbach.| 10 | 4 [144 B. Ark u 
Magd.-Halberst. | 13 | 4 |1524, B. Hamburg. .S. 182 bz 
Magd.-Wittenb. la 1 ad be Eee 2 M181 % ba. 
Mainz- Ludw. A. 4 91% B London 3 M. 6. 21 ba. 
dito dito C. 5 5 89 8, S 2M. 10% 6. 
Mecklenburger .| 2 | 4 0 ½ ba. u. G. Wien österr. Währ. 2 M. 95 ½ ba. 
Münster-Ilamm. 4 4 — dito 20 Fl.-Fuss . 2 M. 94½ ba. 
Neisse-Brieger .| 3½ 4 64 B. Augsburg 2 NM. 56. 22 G. 
Neust.-Weissb..| — 7 85 —.— Leipzig 8 T.) % 6 
Niederschles. — 1 4 93 74 bz dite 8 „/ M. on% . 
40. Pr. Ser. I. II. — 05 6 Frankfurt a. M.. 2 M. 56, 28 ba. 
do. Pr. Ser. III. — 4 90 f. Peters urg. ZW. ic be. 
do, Pr. Ser. IV.] — | 5 110314 0. Bremen 8 T1097 Hk 


Berlin, 17, Fabia Weizen loco 4878 Thlr. — Ro 1 
46 Wi Tor bez, Februar 44% 4645 3 Thlr. ber. und Gl, 4 Thlr. 
Br., Februar⸗März ar Thlr. bez. und Gld., 45% Thlr. Br., 
F 0 = ö en Dr 450 Thlr. Br. Mai⸗Juni 5% — 

oe r. bezahlt, r. Br., 45 N 5 „Juli 46— 
16% Tir. be, u. Gib, 46% Th. Br.. or Old, Junk Jul 46 
sin 15 188.— 1 6 50 Mabe . Thlr. Br. 
üböl loco 15—15% Thlr. bez., Februar 15 ¼ —15 . 

Br., 15% Thlr. Gd. Februar⸗ März 15 Ali bez. und Br., 1 Gib 
d Fa, Je, We , Saen ede A . 16 Ehe. be 
d., Br., ember⸗ r r. Br., 13% 5 

Fi 12% N 7 — 14 . 90 W A 

iritus loco —192 r., Februar un) ruar⸗März 19% — 
19% Thlr. bez. u. Gld., 19% Thlr. Br., e r 19 85 Thlr. Br., 1070 Thlr. 
Gld., April⸗Mai 20—19%, Thlr. bez., 20 Thlr. Br., 19% Tölr. Gld., Mai⸗Juni 
20 220 ½ Thlr. bez. und Gld., 20% Thlr. Br. Juni-Juli 20% Thlr. Br., 
20% Thlr. Gld., Jull⸗Auguſt 21% Thlr. Br., 21% Thlr. Gld. 
Roggen bei geringem Umſaß wenig verändert. — Rüböl, nahe Ter⸗ 
mine höher, Frühjahr wenig verändert. — Spiritus loco % Thlr. beſſer, Ter⸗ 
mine bei geringem Umſatz etwas matter. 


Stettin, 17. Februar. Weizen ſtille, loco ohne Umſatz, 83/85 pfd. gel⸗ 
ber pr. Frühjahr 61 ½ Thlr. bez. u. Gld., Söpfd. 64 Thlr. er 64 Tl * 
„Roggen matt, loco ohne Umſatz, 77pfo. pr. Februar-März und März: 
April 43 Thlr. bez., pr. Frühjahr 43% Thlr. 15 pr. Mai: Juni 41 Thlr. Br., 
pr. Juni 7 71 44444 ½ Thlr. bez., pr. Juli⸗Auguſt 45 Thlr. Br., 4% Gld. 
Gerſte pr. Frübjahr 69/7 0pfd. große pommerſche 37% Thlr. bez. 
afer ohne Handel. 
üböl, Termine etwas 


feſter, loco 14 bez., 15 Thlr. Br. 
Febr. ⸗ März 14% Thlr. ber, % Thlr. bez., 15 Thlr. Br., pr. 
4 


pr. April⸗Mai 14% Thlr. bez., pr. September⸗ 


1 a ein bia Tor m Gld. 
viritus behauptet, loco ohne 19 bez., pr. jahr 18% 
Br., pr. Mai⸗Juni 18% bez. und Br., 155 Jun Zul 17% 28 2 


Juli⸗Auguſt 17% Br. 5 
Leinöl loco inkl. Faß 12% Thlr. Br. 
Baumöl, Malaga 15 Thlr. tranſ. bez. 
Palmol, Ima liberposier pr. April Mar Abladung 15% Tir. bez 
Leinſamen, rigaer 12% Thlr. bez., Lieferung 12% Thlr. bez. 
Soda, 50% newcaſtler 4% Thlr. tranſ. bez. 


6 1 auf den un [Produkten aa] 
arten bei mäßigen Zufuhren und Angebot in unverändert träger Ha 
geringe Kaufluſt. — Oel- und Kleeſaaten behauptet. — Sau ER 
und jean 84 G. 

ißer Weizen 85—95— 100-105 898 gelber 75—85—90—92 Sgr. 


Brenner⸗ und neuer dgl. 3 r. — Ro 52—55—58 bis 
61 Sgr. — Gerſte 4082 —4—6 „ ‚neue 3644417 2 


Sgr. — Ko en 
4 5 ach Qualität und 
Winterraps 125—128—130 132 Sgr., Winterrübſen 105—115—120 bis 


124 Sgr., Sommerrübſen 808590 —93 Sgr. g 
5 a ia 


Thymothee 11%—124 13-13% Thlr. 


Für alle Getreide⸗ 


Druck von Graß, Barth und Comv. (W. Friedrich) in Breslau. 


mn. 


